
Zeitschrift: Der schweizerische Republikaner

Herausgeber: Escher; Usteri

Band: 3 (1799)

Rubrik: Gesetzgebung

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 22.02.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escheir und Usteri
^ Mitgliedern der gesezgebenden Rathe der helvetischen Republik.

Band III. Supplement 55". XVI!. Bern, den 21. Weinm. 179?. (zo. Vendémiaire VIiI.)

Gesetzsieb u n si.

Grosser Rath, tâ. Juli.
(Beschluß von Crlachers Meinung.)

Mas die Gleichsetzung der Kantone betrift, bin
ich ganz dieser Meinung, und wenige oder keiner wird
darwider seyn. Aber noch einmahl, dies braucht wohl-
bedacht und wohl überlegt zu seyn.

Daher begehre ich, daß eine Commißisn ernannt
»md darein aus jedem Kanton ein Mitalied, »»d da-
nut die Commißion fort arbeiten und nicht Mangel an
Mitglied, sey, jedem Mitgl. ein Suppléant ernannt werde.

Diese Commißion soll uns folgende Blaue vor-
legen, was das Vaterland gewinnt oder verliert, wann
dasselbe in rc> oder an Kantone, oder 4 Dep. und so
bis too Friedcnsgerichte eingetheilt wird.

Was gewinnt das Vaterland, wenns in tZ Kau-
ton eingetheilt wird? Was gewinnt es, wann, wie
Zimmerman« angetragen, nur 4 Departement und so
bis too Friedensgerichte sind?

Und dann, waS verliert es, wann abgeändert
wird? und auch, wie man abändern will? dann die-
sc Beamten alle können unmöglich bleiben.

Ich begehre, daß sämtlichem Nach dicke Berichte
erstattet werden; dann kann jeder das Interesse des
Landes gründlich einleben, und das Beste wählen.

Ueber so einen Beschluß darf man wohl deutlichen
Bericht abstatten.

Mit diesem wird enielt, was dem Vaterlande
nüzlich, und daß die Arbeit nicht vergebens ist.

Auch hat man den kleinen Canton?» nicht st? viel
Verwürfe zu machen, als man os hören muß: gerade
die, welche am meisten über Cautensgeiff sprechen, be-
sitzen am meisten. Ich darf wohl sagen: daß diese-

Vorwurf den Basler - Repräsentanten nicht kann gemacht
werden; odschvn der Canton klein, so ist er an die

Schweiz mit baarem Geld, und nicht mit Schulde«
gekommen.

Blcß sagt: Die vorliegende zwei Rapporte über
die neue Eimheilung Helveticas, eine schon durch eine
Z tägige Discussion geprüfte Arbeit, an welcher das
Wohl unsers Vaterlands grsstentheils gelegen ist uns
heut wieder zur Anrathung an der Tagesordnung.

Ganz gewiß ist der Grundsatz, Helvetien anders,
und nach einem vernünftigen verhältnismäßigen Maaß-
stab einzutheilen, jedem Herzen cingegrabcn.

Es entstehet also nur die Frage: wie? und auf
was Weise kann Helvetien am thimlrchsten für den Bür-
ger am vortheilhaftestcn, und für die Republik am zwck-
mäßigsten eingetheilt werden?

Zwei verschiedene Rapporte werden von der Com-
mißion als zweckmäßig und meiner oben angeführten
Anmerkung entsprechend, uns vorgelegt; eine Ein,
theilung in i», eine andere in iZ Cantonc.

Ich will mich nicht in die Untersuchung einlas-
sen, welcher von diesen beyden der anwendbarere seyn
möchte; weilen ich von meinem bisherigen Grundsatz
f durch die von B. Zimmermann an das Tageslicht
gebrachte Ideen, Helvetien in Bezirke einzutheilen)
ganz abweiche; nur »n Vorbeigehen muß ich bemer-
kcn: daß eine Emthei'ulag von tZ Contonen, in so fern
es ?3 Canton? seyn müßten, weit anwendbarer und
zweckmäßiger zu seyn schien, als jene von co.

Ich übergehe aber kicke Napvorte und halte mich
ganz an den neu vorgckchiagncn Plan der Einthcilung
in Bezirke, welcher Zweck eines republikanischen Reprä-
ftntativsystems, gewisser gls jene ersterem erreichen,
allen Cantonsgeist zu vertilgen, die Zufriedenheit des

Volks bermstellen, und das Wohl unserer Mitbürger
am ebensten zu bewirken fähig ist; allein eine solche

Einthcilung zu bestimmen, ist nicht in der Cvmvekenz
des grossen Raths, weil sie eine Abänderung unserer
Constitution, hicmit dem Senat zukömmt; deswegen,
so sehr ich auch B. Gmür beizustimmen wünschte,
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ber ComnMon anfzutragen, cine solche noch den lez-
tern eröGecen Ideen gemachte Emthcilung in der Foi-
ge vvrznl.gen, kann ich, gemäs dein too Art. der Constitu-
lien, welcher den Senat in svichen Fällen' Vorjchlä-
ge zuthun decechiigt, ftldenn'chrunterstützen; sondern mit
ftynèichem W»n>chsea ganz überzeugt, von dem Senat,
dieses R ttungsmittel, Helvecien zu erhalten/ solchem
entgegen sehe.

Schoeh sagt: Ich bitte Sie, mir zu erlauben,
meinen kurzen Antrag auch anzuhören; dann es ist

so vieles schon aus diesem Swoy gedroschen worden,
für und wider, daß es unnüz wäre, noch mchrercs
darauf zu pflcglen.

Aber wundern muß ich mich, daß gelehrte Mit-
qliedcr behaupten wollen, daß durch Ncczrösscrung der
Canwne das Vaterland gerettet werde, und erspare
vittcs. Ich behaupte das Gegentheil, wie ich es schon
in Aarau behaupte! habe, aus sa genden Gründen:

esters, wrd eine kleine democratische Regierung
hesser geleitet, als eine grosse; denn nur 2 vcruümrige
Manner können bey einem kleinen Volk alles bttchren,
wo bey einem grossen Volk too und -00 nichts aus-
richten können; folgsam zeugen die grossen Cantonc,
nichts anders als Verwirrung.

2tcns, halte ich vor einen Freistaat nichts ge ahr-
licht? > als wenig Mitglieder in der Äesew;cou»g ; dann
betrachtet mir mir: »wann wir nur ist Canton: hat-
»»m, so wäre der grosse Rath nur ow ; wann nur >o

»,Glieder abwesend wären,-und tv Gliche? aus Loca-
„utälsgcisl schlecht handeln würden, und >0 Glieder
„sich bestechen liessen, »nd 20 Glicdcr die Sach nichi
„geMmsam vcriìuhndcn. ; wäre nicht die geringste Ka-
„kusticät (Kabale) uiàchlig, das Vaterland in Abgrund
„zu stürzen t Ja, Entsetzen kommt mich an, wmm ich

„nur daran gedenke: an die Verminderung der Rc-
„präscntantcnG Was inan von Ersparnissen spricht: ist

im höchsten Grad falsch; denn, Bürger Gesetzgeber,
ich gebe essCnch zu bedenken, was wir dem Volk für
eine Last oder Bürde auflegen welche Last, wenn wir
grosse Eanlone machen, besonders bey Wahlvcrsamm-
lungen, da doch alle Jahr etliche too Mann müssen

zusammen kommen, und weite Reisen machen mm-
sen: und dann zudem, wie lange noch muß eine so

zahlreiche Versammlung beisammen sitzen, bis es durch
das geheime Stimmemnehr fertig wiw, will geschwei-

gen das kostspielige Prozcßircn bei den entlegenen Can-
wnegerichten. Schliesse aso, daß cS besser wäre, wenn
man nach des Bürger Zimmermanns Vorschlag ?8 Can-
lone oder Distrikte machen winde; und dann ein jegli-
cher Canton s Mitglieder erwähl: zu Gesetzgebern, so

ionimt die Zahl heraus 2cm; dann soll diese Versamm-
chnz Glieder ans ihrer Mitte schicssen, zum ober-

sten Gerichtshof; und dann bei so vielen Gerichten,
könnte» in meinen Augen, die ehemaligen DlstnktSge-
richte abgeschaft werden ; dann könnte man dem Frie-
densgerichl mcyr Kraft geben; und was anjetzs eine

ganze Armee Agence» thut, und zu vcrrichien hat, de-

neu Mnnizipalttären zugeben, als Rekruten auoheben,
Lieferungen machen, u, s. w. und dann unter der Auf-
sich: des Odcremnehmeis, die F.nanzen einziehen.

Ich habe i-un vci einer kurzen Uebersicht gesehen,
wie dieses cmc ungeheure Summe, für das Vaterland
erspar.» wurde. Dann bedenken Sie mir mir, ob nicht
die Kantonsrichter mit so kiemrm Sow könnten vor-
lieb nehme», wie jezt die Distriktsrichter. Dann muß-
im auch die Waibei nicht ganze Tagreiftn »lachen,
um die Befehle der Regierung m alle Distrikt zu tra-
gin. Kurz, es g-eug alles richtiger und rmger/ais
bei dem jetzigen Wirrwarr; Kurz, die viele Bremen,
und dann der witzige und politische Finanzpian, »acht
das unschuldige Volt rasend.

Schl-esse also dahin, daß wir eine Commission
ni'dcrsetzcn, aus jedem Canton ein Glied, und diese
sollen Tag vor Tag unausgcsezt arbeiten um uns einen
Rapporteur Berathung vorzu egcn, dann ich Halle es

vor dringend; bitte aber die Commißion, daß sie öf-
tcrs sich mit der Commißion des Senats bespreche,
wo an der Verbesserung der Constich-ion arbeitet, da-
mir durch zusammeugesezte Bemühung etwas Gutes
für d.is Vaterland bewirkt und erzielt werden kann.

Pellandini führt zuerst die s bisher gemachte»
Vorschläge kurz an, und änsscrt sich, die Vermin de-

rung gefalle ihm wegen Ersparstissen aber die Zeit dün-
ke ihn nichi dw beste; die Ausgleichung der Reprä-
ftntation nach der Bevölkerung scheme ihm jczt nn-
möglich, weil die Tabellen mangeln; Zimmcrmanns
Projekt sey weil aussehend und brauche gevrüsr zu
werden; daS arc, oder Cawers Proiclt, die Constitu-
tisn abzuändern, gefalle ihm am besten und werde
sicher auch vom Volk gewünscht. Er räth zur Bc-
schleunigmig dieser Arbeit.

Kühn : Ist eine neue, auf die Grundsätze des

Rcqierungosysieiks berechnet: Eintheilung Hclvetient
nothwendig- odcr nichl'i

Das ist, meinem Bcdüüken nach, die Frage, die

diesmal zu entscheide!! ist. Ich wnl die Nothwendig-
kcic und Dringlichkeil der Maaßregel beweisen. Ich
will zugleich die wichtigsten gegen dieselbe angrbrachien
Einwürfe widerlegen. Ich will endlich die Mittel der

Ausführung untersuchen, die Euch vorgeschlagen wor-
den sind.

Helvetic» war vor der Revolution ein Aggregat
von kleinen Staaten, die das lose Band eines vcraitcr-
ten, auf die jetzigen Zeiten nicht mehr passenden, und
durch innerliche Zwo-tracht und gegenseitigen Hast fast

ganz zerstöhrrcn Föderalismus zusammenhielt. Beins-



he jeder dieser kleinen Staaten im>r w'eder in mehrere
Landschaften und diese in eine Menge Gemeinheiten
lernssen, deren jede ans dem Zustande der ersten Kind-
heit des gesechchaftlichen Vereins, die Reste einer Feind-
schafr herübergebracht harre, die sich in der Ausschlief.-
lichtest der Gcmeindsrcchte, und in der gegenseitigen
Adneigung der Einwohner von Kaitton zu Kanton, von
Landschaft zu Landschaft, von Dorf zu Dorf, nnver-
kcnnbar äusserte.

Es war Zweck der Revolution, diese menschen-
feindlichen Verhältnisse bei einem Volke zu zerstöhren,
das schon seit langer Zeit durch seine natürlichen An-
lagen, durch seine Achtung für Moralität, und durch,
die Einfachheil seiner Mitten, zu einem eminenten Gra-
dc der Veredlung bestimmt, und für die Gefühle der
höhern Mcnschenpsiichten empfänglich schien.

Die Constitution, die diese Revolution unter uns
befestigen sollte, arbeitet sichtbar auf diesen Zwck hin.
Sie hebt allen Unterschied der helv tischen Bürger auf,
der eine Folge jener ausschliessenden Rechte gewesen ist;
sie sczt eine völlige Gleichheit aller vor den Augen des

Gesetzes fest; sie hebt endlich jene Gränzen auf, die
bis dahin nicht blos den Umfang der Kantone, der
Landschaften und Gemeinheiten, sondern auch den Wir-
kungskreis der Menschenpßichtcn bezeichneten, und eine

Abiondcrungslinie zwischen ihren Einwohnern zogen,
über die Bruderliebe und Eintracht nie hinausgienqen,
sondern auf der sich nur Haß und Zurükstoßung bcgcg-
neten. Die Constitution will an die Stelle dieser feind-
seligen Verhältnisse jene Bruderliebe, jene innige Ver-
einigung aller Helvetier zu einem Volke setzen, die bloß
aus der Einheit des Vaterlandes und aus der Allgc-
metnhcst eines und desselben Interesse entspringt. Sie
will bestimmt diesen Zwet, sie will demnach auch die

Mittel, die zu demselben nothwendig führen. Sie le

also den helvetischen Gesezgcdern die unabläßliche Pflicht
auf, ihre Gesetze in dem Geist dieser erhabenen Grund-
fätze abzufassen, und die organischen Einrichtungen
der ncuqegründctcn Republik auf diesciben zu berechnen.

Nun frage ich euch aber, B. Repr., wie ihr die-
sen Zivek erreichen, wie ihr dieser heiligen von euch
Geschwornen Pflicht genug thun wollt, wenn ihr die
ehemaligen Eintheilungen der Kantone, der Landschaft
ten und Gemeinheiten bestehen lasset? Würde nicht die
For daucr jener Gränzen, die ehemals die Kantone und
Gemeinden tre usten, ihre Einwohner stets an ihre ebe-

maligen Verhältnisse erinnern? wird sie nicht den alten
Groll der Kantone verewigen? wird sie nicht die von
Vater auf Sohn vererbte Feindschaft gegen jeden Bür-
ger unterhatten, der nicht das Glük hatte, in der näm-
lichen Gemciudsmarche gebohrcn zu scmi?

Nein, B. Repr., schmeichelt euch nicht, HeGe-
tiens Einwohner je zu einem Volke zu vereinigen, und
«n die Stelle der klcmlichten Lokalvorurcheilc das große

Gefühl eines einzigen Vaterlandes, eines gemeinschast-
iichcn Interesses zu setzen, wenn ihr die Ursachen nicht
hebt, die dasselbe in so viele im-usammenhängende
Theile zerreissen. Schmeichelt euch nicht, es je von
den Vorzügen der neuen Verfassung zu überzeugen, so

lange ihr es nicht aus dem Kreise seiner bisherigen
Verhältnisse heraushebet, die es an die alten Versass
slingen knüpfen, und vermöge der Hindernisse, die sie

seinem Fortschreiten zur sittliche» Bildung in den Weg
streuen, dasselbe zu einen', steten Stillestehcn verdam-
men. Euer unglüklichcs Volk wird die Bedrängnisse
der Revolution tragen müssen, ohne ihre Früchte zu
criidtcn.

Freilich babe ich hier den Eiuwurf gehört, daß
eben die Constitution, die dem Gesczgcber seinen Weg
so deutlich vorzeichnet, die Zahl der Kantone unvcrân-
dcrlich fcstsezre. Man hat darauf geantwortet, und aus
dem Text und Geist der Constitution gerade das Gegen-
theil erwiesen. Ich will mich nicht mit einer western
Widerlegung befassen, denn ich fühle es, daß der cvi-
denteste Beweis diejenigen nie überzeugen
wird, die einen unrichtigen Satz bloß dar-,
umgegen alleGründe derV ernun ft bebaun-
ten, weil er ihren Absichten zuträglich,
sch eint.

Aber nicht blos die Erziekung der höchsten Zwecke'
des gesellschaftlichen Vereins erheischt dringend eine
andere Eintheünng Helvctiens, sondern auch der Grund-
satz der Gleichheit fodert sie von uns. Der Grund?
satz der Gleichheit inusi sich nicht bloß auf das gegen?
festige recht,che Verhältniß der einzelnen Bürger im
Staate beziehen, sondern auch auf jene politischen Ab?
theilimgen und Unter-Abtheilungen, aus denen derselbe
zusainmcngesezt ist; so wie die Rechte einzelner Men-
scheu gleich sind, so müssen es auch die Rechte gan-
zer Massen von Menschen seyn.

Nun frage ich euch aber, B. Repr., ist da Gleich-
heit der Rechte, wenn ei» Kanton, dessen BevölkcrunA
bloß einige und dreißig' Tausend Einwohner abmacht,
die nämliche Zahl aon Repräsentanten in der Geftzge-
bung hat, wie ein andrer, der 70,000 Einwohner
zählt? ist es Gleichheit wenn in jenem erster» Kanton
eine Administration ist, die die Republik eben soviel
kostet, als die dieser 170,000 Seelen in dem keztcrn?
ist es Gleichheks, wenn die gerichtliche Ge.walt in bei?
den Kantonen durch dieselbe Anzahl von gleichbesoide-
ten Richtern für eine so ganz ungleiche Menftî-emahl
versehen wird? ist es Gleichheit, wenn alle diese Au-
toritäten in jenem kleinern Kanton der Republik Sum-
men kosten, die seine Abgaben nicht abwerfen ' die

jetzige Einrichtung schließt alle Gleichheit der Rechte
zwischen den Einwohnern der verschiedenen Kantone'
a s; sie g ündet eine Aristokratie der k einen über die
grossen Kantone; sie fezt ein widerrechtliches Faktim»
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zum Grund, das die leztern den erstem zinsbar macht; sie

ist also fehlerhaft; fie ist drückend; sie ist .den qeläu
tuten Grundsätzen der Menschmrcchte und der Pvluik
geradezu entgegen.

Nein, nie werdet ihr euer Volk bereden, daß ih
wahre Gleichheit der Rechte zu befördern suchet, so

lange ihr eine Eintheilung länger bestehen lasset, die
diese Gleichheit umstößt, und auf die anstößigsten Vor-
zechte hinausführt. Zwar haben einige Vertheidiger
der bisherigen Kantons-Abtheilung der Darstellung ihrer
Meinungen das Vorgeben vorausgeschikt, daß sie sich

als Repräsentanten des ganzen helvetischen Volks, nicht
ihrer Kantone, betrachten. Allein, wird wohl das hel-
vetische Volk, werden wohl die Einwohner der grossem
Kantone sich durch dergleichen schöne Vorspiegelungen
täuschen lassen, wenn sie es inne werden. daß eben
diese Repräsentanten allen ihren Kräften aufbieten, um
ihren Kantonen ein für die Mehrheit des Volks drücken,
des Vorrecht zu verewigen? werden sie wohl ihren Au-
sicherungen Zutrauen fcdcnkm können, wenn sie hören,
daß dieselben den ernsten Federungen der Gerechtigkeit
ihr Ohr verschliessen, sobald sich ihr Kanton eines Pri,
vilegiums begeben soll, auf das er kein Recht hat?
Bedenket das B. Rcpr., und urtheilet.

Doch, ich will mich zusammenfassen: die bisher!-
gen Abtheilungen Helvctiens, die man Kantone nennt,
sind das Werk' des Zufalls ; sie gründen sich auf keinen

politischen Plan; sie sind fowoh! in allgemeiner Rük-
sieht als in Beziehung auf ihre Lokalvcrhältnisse man-
gelhaft. Diese Gebrechen der alten Verfassung arbci-
ten dem Geiste der neuen republikanische» Einrichtn-
gen entgegen; sie stöhrcn ihre Wirkungen, sie machen
die Anwendung und Ausführung ihrer Grundsätze im-
möglich. Es wäre also ein Verstoß gegen dlc Fo-
derungcn einer gereinigten und aufgeklärten Vernunft,
es wäre wahres Zurükschreitcn auf dem Wege, den
diese leztcre zu nehmen gebietet, wenn wir die orga-
nischcn Einrichtungen der Republik lieber an diese al-
ten UnvoUkommcnheiten anknüpfen, als neue Ablhm
lungen machen wollten, die dem System und den Grund-
sätzen der neuen Verfassung angemessen sind.

Die Mittel der Ausführung dieser neuen zu cnt-
werfenden Abtheilung sind nicht schwer zu bestimmen.
Die Grundlage des republikanischen Systems ist die
gleichförmige Repräsentation aller Bürger in den ver-
fchiedenen Zweigen der Regierung. Es ist also klar,
daß die Bevölkerung die Basis der neuen Abtheilung
seyn muß. Aber Helvetic» ist keine mathematische Fläche;
ich sage noch mehr, vielleicht giebt es kein Land, wo
die sich nach allen Richtungen durchkrcutzendcn Gebürgs-
ketten die Seen und Flüsse der gleichförmigen Abthei-
lung des Bodens nach dein Maaße seiner Bevölkerung
so viele Hindernisse in den Weg legen. Wir müssen
also die Bevölkerung nur in softm als EruMage der

neuen Abtheilung annehmen, als es die Lokalverhäl'-
nisse gestatten; das heißt, wir müssen in der Bestim-
mung der Volkszahl immer eine solche Abweichung er-
landen, daß bei der Ausführung eines neuen Abthei-
lungs. Entwurfs auf die natürliche Lage der verschiede-
uen Theile Helvctiens gegen einander, Rüksicht gcnom-
mm werden kann. Wir werden also bloß das Mari-
mum und das Minimum der Bevölkerung einer jede»
Abtheilung festsetzen können.

Man hat zwar eben aus dem Umstände, daß die
Bevölkerung zur Basis der neuen Abtheilung gemacht
werden müsse, einen neuen Einwurf gegen ihre Aus-
führbarkeit hergenommen. Man hat behauptet, cS

seyen noch keine genauen Vcvölkerimgstabcllm vorhan-
den, und die jetzigen nnglüklicbcn Verhältnisse der Rc-
publik verhindern ihre Aufnahme. Allein, wir haben
vollständige Verzeichnisse aller Aktwbürgcr, also dcsjc-
nigm Theils der Bevölkerung, welcher nach der Kon-
stnmion bei Regstrung des Stcllvertretungs-Systems
alle n in Betrachtung kömmt. Ferner ist es eine auf
vielfältigen Erfahrungen und selbst ans der Vcrgleichung
der wirtlich eingelangten Bevölkcrungstabcllen mit der
Zahl der Aktivbürger beruhende Wahrheit, daß diese

lcztre ungefähr den 6ten oder 6t?n Theil der gefamm-
im Population ausmacht. Es ist also unzweifelhaft,
daß wir die Bevölkerung der verschiedenen Theile Hel-
vctiens ziemlich genau kennen werden, sobald wir die«
selbe zu kennen verlangen.

Eine zweite wichtige Rüksicht, die wir nicht aus
den Augen verlieren sollen, ist diese: daß wir die Re-
gierung so einrichten, daß ihre Kosten die Kräfte der
Republik nicht übersteigen. Die jetzige Eintheilung
Helvctiens und das auf dieselbe berechnete NegierungS-
personale zehrt einen vollen Dritthcil der Staatseinkünfte
auf. Es bleibt also zu den Anstalten, welche die Erhal-
tung der äußern Sicherheit, der Polizei im Innern,
die Bildung des Volks, die Aufhellung der Gewerbe
und des Ackerbaues, die Unterstützung der Dürftigen,
und tausend andere Bedürfnisse der Republik erheischen,
eine Summe übrig, welche nie hinreichen wird, das
innere Glük derselben und ihre Unabhängigkeit zu be-
festigen.

Zwar weiß ich es, daß die Regierung einer reprä-
sentativen Verfaßung nie allzusehr eingeschränkt werde»
darf; ihre Verminderung unter einen gewissen Punkt
führt zum Despotismus, der, wie ich euch schon einmal
bewiesen habe, nicht dieser oder jener Verfassung ei-
gen, sondern das Vcrderdniß der Regierungen in allen
Formen ist. Allein, das muß jcdcin Beobachter ans-
fallen, daß unsre Repräsentation zu zahlreich, unsre
Administrationskammern und Kantonsgerichte zu sehr
vervielfältigt, unsre Distrikte und Agentschaften zu klein
sind. Die Herabsetzung der erster» drei koustiluirten
Autoritäten, des ober« Gerichtshofs, derK»ntons-Lin-
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nchîner, de? Statchal^er «nd ttnteàithalter cms die
Hälfte, mithin auch die Reduktion der Kantone auf
neun, wird der Republik selbst nach der Herabsetzung
aller Besoldungen jährlich die Summe von 6ou,aoo
Franken ersparen.

Einige meiner Präopinanten haben zwar diese an-
genscheiniicht Wahrheit gcläugnct; sie haben vorgegc-
den, daß die Bureaux der Kantonsautoritären im glei-
chen Verhältniß anwachsen müßten, wie sich ihre Bc-
schäsiigungen durch die Hmzufägnng neuer Landschaf-
tcn vermehren.

Allein dieses ganze Raisonnement ist falsch. Vor-
erst wird die ganze Masse der Geschäfte in der Rcpub-
lik durch die veränderte Abtheilung derselben nicht
vermehrt werden, sondern mir diejenige einzelner Kan-
tonsautoritäten: die nämliche Anzahl von Menschen,
die bisher die Geschäfte der Bureaux machte, wird sie

also auch künftighin machen können. Ich behaupte
sogar, eine kleinere Anzahl wird sie machen, weil durch
eine einfachere Organisation der Republik die Zahl der
Expeditionen sich um die Hälfte vermindern muß.

Man wirft ferner ein, das Land werde durch die
Vergrößerung der Kantone ein Raub des Aristokratis-
mus der Städte. Dieses Vorgeben ist wenigstens lächer-
lich: der Einfluß der Städte muß sich im gleichen Vcr-
Hältnisse vermindern, wie die Zahl der Wahlmänner
ad dem Lande grösser w-rd, als die der ihrigen. Diese
Maßregel wird also geradezu dazu beitragen, jene Ten-
dem zu Privilegien und ausschließenden Rechten aus-
zuiöschcn, die den Städten vorgeworfen wird. Wenn
etwas davon zu befürchten ist, .so ist es eher die Unter-
drückungssuchl des Landes gegen die Städte, und jene
Eingcschränktheit der Begriffe in der Gcftjgeblmg,,dic
eine Folge der blinden Unwissenheit ist.

Weit gefährlicher für die Freiheit ist hingegen Zim-
mermanns Vorschlag. Die Einthc-lung des Landes in
eine Menge kleiner abgesonderter Stücke, deren jedes
seine eigene Regierung, sein besonderes Interesse, und
bald auch seine individuellen Vorurthcile haben würde,
müßte nothwendig die öffentliche Gewalt entkräften.,
alle Unterordnung, und mit derselben alle gcftllschaft-
liehe Sicherheit auflösen, und den Ucbcrgang zu einem
föderativen System anbahnen, dessen'schlimme Folgen
Helvetien bereits in chevorigen Zeilen durch den Vcr-
lust seiner Freiheit erfahren hat.

Indessen wirft man gegen die Ausführbarkeit einer
neue» Abtheilung der Ncvudlik auch noch den jetzigen
Zustand derselben ein. Wie wollt ihr, fragt man uns,
theilen, was ihr nicht habt? es schmerzte mich tief in
der Seele, ich gestehe es frei heraus, als ich diesen Ein-
wnrs von allen Seiten des Saals her ertönen hörte.
Eine solche Kleinmüthigkeit hätte ich von Männern nie
erwartet, die Republikaner seyn, die das Vaterland
retten wollen. Verzweifelt Ihr denn an den» Heit der

Republik? oder Mibt Ihr, daß der wicklich freie Man»
dieselbe nicht im Herzen tragen muß? ich denke, daß
wir keinen grössern Beweis unsrer Anhänglichkeit an
die Sache der Freiheit geben können, als wenn wir
dieselbe mitten im Unglück durch alle die Mittel bcför-
dem, die die Constitution in unsre Hand legt.

In der völligen Ueberzeugung, daß die Beîesti-
gung der republikanischen Grundsätze, die Vereinfa-
chung der Negierungsgcschäfte, das Prinzip der Spar-
samkcit, und das Beste der Republik eine neue Abthci-
lung Helvcrieus dringend erheischen, stimme ich zum
Grundsatz, und schlage der Commission folgende Ideen
vor:' t. Helvetien soll in neun Abtheilungen eingetheilt
werden, die in Rüksicht ihrer Bevölkerung soviel mög-
lich gleich sey» sollen. Diese Abtheilungen sollen Kreise
oder Kantone gencnnt werden.

2. Jeder dieser Kreise soll in nicht mehr als «»
und in nicht weniger als 6 Abtheilungen eingetheilt
werden, welche Bezirke oder Distrikte heißen.

Z. Jeder dieser Bezirke soll in 6 bis io Abthci-
lungen eingetheilt werden, die Munizipalitären heisse»
sollen.

â. Diese Eintheilnng soll sogleich vorgenommen
und bis den 20. Augstmonat beendigt werden. Eine
Commißion wird beauftragt, bis zum lezten Heumvnat
hierüber ihren Bericht zu erstatten.

Custor zeigt als Thatsache an, daß dieVerwal-
tungskammer des Lemans bis auf 25 bezahlte Helfer
hatte, während dem die Verwaltungskammcr des Oder--
lands deren sehr wenige hat, folglich glaubt er, sey.
keine Ersvarung in der Grösscrmachnng der Kantone.

Fierz sagt: eine weit richtigere Thatsache ist,
daß die Verwaltungskammer des Kantons Zürich, als»
des grössern Kantons, ohne außerordentliche Hilft den
Kanton mit s Sekretärs und Copisten zu verwalte»
im eftande war.

Schlumps folgt Fierz, weil die Verwàmgs-
kammcr des Sentis, ehe sie ohne alle Untersuchung
cntsezt wurde, ebenfalls mit ihren gewöhnlichen 4 Se-
krctärs ihre sehr mühsamen Geschäfte besorgte.

Der ganze Gegenstand der neuen Eintheilnng Hcl-
vctiens wird mit 6ä Stimmen gegen 36 vertaget bis nach
der Constitutionsabänderung.

U hlm a nn fodert eine Commission über das Ver-
hältniß der Stellvertretung der Kantsne nach ihrer
Volksmenge. Fierz folgt.

Herzog v. Ess. fodert Vertagung bis die ne:«e

Eintheilung wirklich statt gehabt haben wird.
Escher sagt: es kann hier nicht von Vertagen die

Rede seyn, denn die Constitution gebietet, daß nach
dem ersten Jahre die Stellvertretung mit der Volks-
zahl der Kantone ins Verhältniß gebracht werde. Wir
haben auch wirklich schon über diese» Gegenstand eine



Commission niedergestzt; und da im September ein
Die.theil des Senats austrcten lind nach diesem Vcr-
hätt,,iß erneuert werden muß, so begehre ich, daß diese

Commission zur Beschleunigung ihrer Arbeit aufgcfo-
dert werde.

An der werth folgt Eschen, und bemerkt, daß

mir wegen der Berathung der neuen Eintheilnng die
von Eschcrn berührte Commission ihre Arbeiten cinge-
stell: hat.

Rellstab stimmt Eschcrn bei, erneuert aber sei-

ncn Antrag, daß die Besoldlingsccmmissicn ein neues

Gutachten über die Besoldung der Kantons-Autoritären
vorlege, welche billigcrmaßen mit ihrer Arbeit und alst
mit der Bevölkerung der Kantone im Verhältniß stehen

muß.
Eschers und Rell stabs Antrage werden an-

genommen.
vecrctan in Namen der Commission über die

Agenten, legt folgendes Gutachten vor, über welche.
Dringlichkeit erklärt und welches sogleich Meise in
Berathung genommen wird.

In Erwägung, daß es um so wichtiger ist, die
übermäßige Anzahl der öffentlichen Beamten zu ver-
mindern, weil die Republik ausser Stand wäre, ihnen
angemessene Gehalte anzuweisen.

In Erwägung, daß sich in vielen Fällen unange-
nehme und schädliche Streitigkeiten über die Grenzen
ihrer Behörde zwischen den Agenten und Munizipalbe-
«mlcn erheben könnten;

In Erwägung ferner, daß die Beziehung der Auf-
tagen vorzugsweise den Mumzipalbeamten anvertraut
werdemzu müssen scheint, weil zu vermuthen ist, daß
sie, als von dem Volke erwählt, demselben angcneh-
mcr seyen, weil von einem Corps diese Eintreibung
gleichförmiger und mi"dcr willkühr.ich geschehen wird,
weil endlich diese Arbeit, unter mehrere vertheilt, min-
her beschwerlich ist;

hat der grosse Rath beschlossen:

j. e. Ins Künftige ist der Unterstatthaltcr qehal-
ten, den Aoenlen untcr der Zahl der Munizipalbcam-
ten aiisznwäi'ien.

k. 2. Die Agenten sind eben so gehalten, sich

ihre Gehülfen unter der Zahl der Munizipalbcamtcn
szusuchcn.

3. Die auf diese Weise ernannten Agenten nnd
Gehülfen crhültcn als solche keinen besondern Gehalt
von der Republik.

k. 4. Die Beziehung dc? Auflagen macht in Zu-
Imch einen Theil der Verrichtungen der Munchpalbc-
amen aus, ausgenommen dicicnigen Auflagen, für
welche das Geiez. besondere Einnehmer fest fett.

5. -s. Der Agent, welcher zur Zeit der Bekannt-
machung tiefes Gesetzes mit der Beziehung einer Aus-

läge angefangen hätte, soll diese Arbeit rodenden; at-
icm die Munizipalbcamten sollen sogleich für jede an-
dere Auflage, deren Beziehung vo» dem Agenten noch
nicht angefangen ist, in Verrichtung treten.

§. 6. Die Gesetze in Betreff der Agenten, über
diesen Gegenstand, werden auf die Munizipatdcamtcn
anwendbar evkiärt.

§. 7. Die Munizipalbeamtcn werden sich über
die Vcrtheilung dieser Arbeit miteinander verstehen.

». Sie haften, einer für den andern, was
die Wiedererstattung der bezogenen Gelder bctrift.

Z. 9. Die Gemeinden, welche die Munizipalbe--
amtcn ernannt haben, haften gleichfalls für die bezo--

gencn Gelder, und find für richtige Bezahlung dcrsel-
den verantwortlich.

Die beiden ersten jj werden ohne Einwendung
angenommen.

§.3. Gras würde diesem j gerne beistimmen,
wenn alle Gemeinden so reich wäre», wie Lausanne
oder Zürich; da dieses aber nicht der Fall ist, und an
vielen Orten die Munizipalbeamtcn gar nicht besoldet
find, so will er doch den Agenten eine etwelche Be-
soldung bestimmen.

Nüce würde gerne bezahlen, wann wir könnten;
allein da dies.nicht möglich ist, so hofft er, es werden
in den kleinen Gemeinden eben so gut patriotische Bür-
gcr seyn, als in den grossen Städten; er stimmt also
für den §, besonders auch weil in den kleinen Gemein-
den weniger zu thun ist, als in den grossen: erwünscht
aber, daß die Agentenstclle der Ordnung nach in der
Mumzipalität umgehe.

Secretan gesteht, daß Sparsamkeit die Hanpt-
Ursache dieses § ist: allein, auch in der alten Ordnung
der Dinge waren viele Genieindsbeamten, welche nicht
besoldet waren: doch, um den Gemeinden zu zeigen,
daß sie diest Beamten besolden können, wann fie wo'-
lcn, so sage man, die Agenten woken aus dem Na-
tionalschas kcme Besoldung zu beziehen haben; der
Ordnung nach aber kann man diese Stelle in der Mu-
nizivaiität nicht gehen lassen, weil, der ConstNulion
zufolge, eine Wahl für den Untcrstatthalter offen blei-
beu muß.

Herzog v. Eff.: wir wissen, daß die Republik
ausser Stand ist, die Agenten z» besolden, warum soll-
ten wir also die Besoldung versprechen? übrigens
stimmt er Secretan bei.

Schlnmpf folgt, fürchtet aber, d>e Anwendung
dieses Gesetzes werde Schwierigkeiten leiden.

Nücc vereinigt sich init Eecrctan.
Der î wird mit Secrctans angetragener Verbes-

strung am enommcu. Der übrige Theil dieses Gut-
achtens wird ohne Einwendung angenommen.

Hecht, im Namen der über die Klage Sibolds

V
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gegen den Unterstatthalter Stuber niedergesezten Com-
«mssion, legt folgendes Gutachten vor, üder welches
Dringlichkeit erklärt wird.

An den Senat.
In Erwägung, daß in einem auf Gleichheit der

Rechte gegründeten Staat nicht oie geringste Willkuhr
stall haben solle;

In Erwägung, daß die vollziehende Gewalt in
ihrer A.ntsverwallung ron den Vorschriften des Rech-
tes nicht abweichen darf;

In Erwägung, daß Sicherheit der Personen und
des Eigenthums der erste Zwek einer guccn Staats-
Verfassung ist;

In Erwägung endlich, daß, da die Ehre eines

Bürgers sein kvstiichstes Gut ist, die Ziehung vor Ge-
richt demselben nicht verweigert werden kann, wen»
es die Forderung ihrer Wiedererstattung bclrifc,

hat der grosse Rath nach erklärter Dringlichkeit

beschlossen:
Kein öffentlicher Beamteter, der als solcher von

einem Bürger angeklagt wird, seine Ehre verlest zu

haben, kann sich der Pflicht entziehen, vor dem gewöhn-
lichen constitutioncUen Rechter zu erscheinen.

Carrard wünscht, daß die Erwägungsgründe
abgekürzt werden, besonders weil sie eine An Vorwürfe
gegen die vollziehende Gewalt enthalten.

Nüce beharrer auf dem ganzen Gutachten, «eil
Stbolds Fall beweise, daß die vollziehende Gewalt zu
tvcit gehen könne. Herzog v. Eff. sagt, wir können
in Sibolds Fall gar nicht eintreten, doch aber ist ein
kräsuger Erwägungsgrund keineswegs überflüssig, und
daher stimmt er zum Gutachten.

Hecht vereinigt sich mit Carrard zur Durchflrci-
chung des zweiten Erwägungsgrundes. Carrard
glaubt, man könnte das ganze Gutachten noch zwek-
mäßiger dahin abändern, über die Bittschrift Sibolds
zur Tages, rdnung zu gehen, dahin begründet, daß die

Gerichtshöfe jeder Klage gegen irgend jemand offen
stehen.

Herzog v. Eff. glaubt, es sey nothwendig wirk-!
lieh gcftzlich zu bestimmen daß die Beamten der voll-
ziehenden Gewalt vor Gericht gezogen werden können;
denn bis jezt glaubt das Volk, die vollziehende Gewalt
sey mit einer undurchdringlichen eisernen Schanze um-
geben: er beharret also auf dein Gutachten, dem auch

Schlumpf beistimmt, weil Entscheidung eines cm-
zeinen Falls nicht als Gc-ez dienen könnte. Da-Gut?

wehren wird unverändert angenommen.
Das Direktorium ü->erftndkt folgende Botschaft

DaS Vollziehltllgsdire?torî'um der elnen und
untheilbaren helvetischen Republik, an die
gesetzaebenden Räthe.

Bürger Repräsentanten!
Durch das Gelez vom 4. May i7.?s. habt ihr den

Sa'thanoel als dem Staate ausschließlich zugeyörcnd
erklärt; ihr habt aber die Straft »ichc bestimmt, wel-
ehe diejenigen verwirken werden, die durst, die Anrci-
zung des Gewinns sich dazu verleiten lassen würden,
dasselbe zu üverrrelcn.

Da diese Auslassung verschiedene Käufe veranlasset,
die zum Schaden der Republik geichlosscn wurden, s»

iavct euch das Vollziehungs-Direktorium ein, Bürger
Repräsentanten, cucrni Dekret durch die Festsetzung
einer Slrase den schuldigen Gehorsam zu sichern.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des VollzichungsdirekroriumS,

L a h a r p e.

Im Namech des Vollz. Dir.^der Gen. Sekr.
M o » s s o n.

Diese Botschaft wird an eine aus den Bürger»
Gysendörfer, Blattmann und Egg v. Ryk.
bestehende Commission gewiesen.

Der vom Senat wegen fehlerhafter Abfassung ver-
worfcne Beschluß über die kleinen Münzen wird der
Kanzlcy zur Verbesserung übergeben.

Das Direktorium übersendet in einer Botschaft
das Urtheil des Obergerichtshofs über den Volksrcprä-
sentant Hartmann. — Da das Urtheil selbst nicht ins
französische übcrsezt ist, so wird diese Botschaft bis
Morgens auf den Kanzleitisch gelegt.

Die Bcsoldungscommisswn schlägt vor, die Besol-
dung des General-Sekretärs auf 175 Duplonen fest-
zusetzen.

Escher sagt, sowohl in Rüksicht auf Arbeit als
Verantwortlichkeit ist diese Stelle eine der wichtigsten
und schwierigsten in der Republik, und in alle» andern
Republiken wird sie wie die Minister besoldet: diesem
Beispiel könnten wir um so chcndcr folge», da theils
nur eine Stelle dieser Art in der Republik ist, und da
anderntheils unsre Minister nun so mager besoldet sind,
daß wir nicht tiefer hcrabzchc» dürfen: ich trage als»
auf 20a Duplonen an.

Carrard ist zwar ganz Eschers Meinung, allein
da der Senat schon unsern erster» Beschluß verwarf,
und da der General-Sekretär freye Wohnung hat.
welche die Minister nicht haben, so stimmt er dem

Gutachten bei, welches angenommen wird.
Die gleiche Commission trägt darauf an, de»
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Supplcanten des Obergerichtshofs ,3s Dupkonm Be-
foldung zu geben.

Gmürfodert Duplonen, weil diese Eupx-
teanten keinen Urlaub haben, und also immer am
Hauptort wohnen müssen.

Herzog v» Ess. stimmt zum Gutachten, weil er
hofft, die Bestimmung der Besoldungen werde bald
wieder mehrere Modifikationen leiden.

Das Gutachten wird angenommen.
Die gleiche Commission schlägt vor, dem össentli-

chen Ankläger ,5» Duploncn Besoldung zu geben.
Dieser Antrag wird angenommen.
Als Besoldnng für die Commissmen des Schatz-

amtcö werden ,«o Duploncn vorgeschlagen.
Graf fodert, daß diese Besoldung auf Gu Du-

plonen gcsczt werde, weil diese Beamten nicht son-
derlich grosse Arbeit haben, und durch Weggebung der
schlechten Münzen dafür sorgen, daß sie in den Kassen-
Rechnungen nicht zu kurz kommen.

Kilchmann stimmt Graf bei, weil, wenn es

von Verantwortlichkeit die Ncde ist, die Rcpräftntan-
ten noch grössere Verantwortlichkeit haben, als die
Schatzamts - Commissärs.

Dieser leztc Antrag wird angenommen.
Ulm an ii erhält für 4 Wochen und Hecht für

i-s Tag Urlaub.
Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.

S < n a t, t-5. I u l i.

Präsident: Laflechere.
Eine Zuschrift des Untcrstatthalter Müllers von

Zofingen an die gesezgebendc» Räthe wird verlesen,
die Äaenten betreffend.

Borler will der Adresse alle Gerechtigkeit wider-
fahren lassen, sie mag viel Gutes enthalten; aber er
wünscht, daß wer uns solche Adressen zusenden will,
erst damit ansicngc, seine Pflichten zu erfüllen; das

that diese? Umerstatthaltcr wenigstens in Rükficbt aus
hi? Paßdricse nicht, die, wie er ans Erfahrung weiß,
im Dhstrikt Zvfingen nirgends abgefordert werden.

Mnret findet in der Zuschrift ein patriotisches
Gcsch'nk, da der Verfasser bis »um Frieden kein Gehalt
bezieh'n will; er verlangt hievon ehrenvolle Meldung.

Diese wird beschlossen.

Die zwcire Verlesung des Abänderungsvorschlags
Ser Constitution, welcher den 39. An. der Constitution
aufgebt, s. Suppl. No. ,6. S. -.) wirdvorgenomine -.

Mittel hol zcr stimmt dein Gutachten bei, de-

merkt aber, daß auch der à Art. zugleich müsse am-
gehoben werden, Fuchs wünscht einen Zusatz, nach

weichem kein Erdirektor während des ersten Jahrs sei-

neS Austritts von» Vollzieh,mLs-Diràimn zu irgend
emer Stelle ee-mm» werden

Usleri: Mittelholzers Bemez-knng ist richtig, aber
der Zusatz von Fuchs gehört einerseits gar nicht hieher;
die Erwägungsgründe, die die Commission in-dem vor,
liegenden Beschluß ausstellt, können auf keine Weise
das begründen, was Fuchs haben will, es müßten
also ganz andere aufgestellt werden. Ucberhaupt aber
mißbillige ich seinen Vorschlag: wazmm soll ein Ezedirek-
tor überall ein Jahr lang unfähig seyn, der Republik
an irgend einer Stelle zu dienen, und was besorgt
man? Ais Gesandte können sie schon nicht gebraucht
werden, weil sie ein Jahr nach ihrem Austritt die Rc-
publik nicht verlassen dürfen; und sehr einträgliche Stel-
len in der Republik werden sie darum nicht erhalten,
weil wir keine solch: haben können.

Fuchs verlangt nun Rükweisung seines Antrags
an die Commission, wen» derselbe hier nicht an seiner
Stelle gemacht ist.

Lüthi v. Eol. nnterstüzt die Rükweisung an die
Commission; er bemerkt, daß im 36. und Art. der
Constitution einige Worte, welche auf die im Senat
sitzenden Erdirektoren sich beziehe!,, ebenfalls zurükge-
nvmmm werden müssen.

Die Fortsetzung folgt.

D v u k f e h l e r
im Supplement No. XV. vom s. Wcinmonat.

Seite,,3. Spalt,. Zeile,s von unten, statt zaudern,
gleiwie dasselbe, lies sondern gleichwie das holde

- «Sp.,. Z- s von unten, st att daß dmch die,
lies daß die

- - - - Z. 4 v. unten,müßcn die Worte:
als cS iezt theilen, dünkt mich lächerlich,
durchgestrichen werden.

- 2. Z. p von unten, statt erschlichten,
lies erschlichen.

- ti4. Sp.,. Z. lies : als des Volks theure
Hoffnung und Wünsche, als seine Be?
schützxr.

- - - - Z. ä statt Handhaben, lies Hand-
baden.

- -. Z. ,6 von unten, statt die, lies à,
- ,,s. - i. A. m. lies Andere sagen.

- - - - Z. 3 von unten, lies Fcmde.
- - - 2. Z. 9. lies macht.
- - - Z. G. statt uns, lies mw.
- - -- Z. 23. statt ihre, li es seine.

- - - - Z. a von unten, lies so gleichfvr-
mig.

- ,2o. Sp.Z. >8. lies vermehren will.
- - 2^ Z.,st a tt am, lies im.
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